
Für ein
fortschrittliches
Versammlungsrecht!

Aus unserer Arbeit
Demonstration „Nein zur Verschärfung 
des Versammlungsgesetzes”
Im Sommer 2008 veröffentlichte die damalige schwarz-gelbe 
Landesregierung einen Referentenentwurf. Über einhundert 
im Stuttgarter Bündnis für Versammlungsfreiheit vereinte 
Gruppen, Parteien, Gewerkschaften und Einzelpersonen or-
ganisierten daraufhin unter anderem eine Großdemonstra-
tion im Herbst 2008 mit über 6000 TeilnehmerInnen in Stutt-
gart. Unter anderem auch deshalb blieb der Entwurf der CDU 
Landesregierung in der Schublade. 

Seitdem arbeitet unser Bündnis kontinuierlich für ein fortschritt-
liches Versammlungsrecht. Zu den regelmäßigen offenen Tref-
fen laden wir herzlich ein, aktuelle Termine finden sich auf un-
serer Homepage http://www.versammlungsrecht.info

Demobeobachtung
Die Arbeitsgruppe Demobeobachtung möchte die Gewährleis-
tung des Grundrechts auf Versammlungsfreiheit überprüfen 
und zu einer besseren öffentlichen Wahrnehmung von De-
monstrationen und Kundgebungen beitragen. 

Beobachter sind während der Versammlung als solche kenntlich 
und an verschiedenen Punkten präsent. Die gemachten Be-
obachtungen werden dokumentiert und im Anschluss an die 
Versammlung in Form eines Berichtes veröffentlicht.

Um vor allem  bei größeren Demonstrationen den Überblick 
bewahren zu können, werden dringend weitere Beobachter 
gesucht, die bereit sind verbindlich in der Arbeitsgruppe mit-
zuarbeiten.

Stuttgart 21
Stuttgart 21 hat viele Menschen, die erstmals oder nach langer 
Zeit wieder auf Demonstrationen gegangen sind, anschaulich 
gemacht, dass staatliche Repression gegen Demonstranten 
nicht auf Militärregimes beschränkt ist. Trotz verfassungs-
rechtlich garantierter Demonstrationsfreiheit wurde und wird 
hier vor Ort in Stuttgart wiederholt die Versammlungsfreiheit 
massiv beschnitten. Durch Demobeobachtungen, Pressemit-
teilungen etc. versuchen wir auch hier die Gewährleistung des 
Grundrechts auf Versammlungsfreiheit zu unterstützen, so-
wie auf Verfehlungen der Ordnungsbehörden aufmerksam zu 
machen.

Veranstaltungen und Referenten
Auf zahllosen gut besuchten Veranstaltungen konnten unsere 
ReferentInnen überzeugend darlegen, was hinter den Ver-
suchen zur Verschärfung des Versammlungsrechtes steckt, 
warum das Eintreten für Versammlungsfreiheit kein “Neben-
kriegsschauplatz”, sondern Sache jedes demokratisch und an-
tifaschistisch eingestellten Menschen ist. UTTAktuelle Infos: www.versammlungsrecht.info
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Im Jahr 2008 konnte sich die damalige CDU Landesregierung 
mit ihrem Plan zur Verschärfung des Versammlungsrechts ge-
gen breiten Protest nicht durchsetzen. 

Zu offensichtlich waren die Versuche, demokratische und an-
tifaschistische Proteste durch bürokratische Maßnahmen zu 
erschweren und Menschen abzuschrecken, an diesen teil-
zunehmen.

Seit diesem fehlgeschlagenen Versuch besteht auch unter 
der neuen Landesregierung der Wunsch, missliebige Proteste 
zu behindern. Dazu wird, entgegen der Ankündigung eines 
„bürgerfreundlichen Versammlungsgesetzes“ im Koalitions-
vertrag, das unüberschaubare juristische Dickicht behördlich-
er Verordnungen eher noch verstärkt als beseitigt. 

Während für kommerzielle Veranstaltungen und genehme 
Großevents kein Aufwand und keine Mühe gescheut wird diese 
zu ermöglichen, erleben Menschen, die beispielsweise gegen 
Nazis, Stuttgart 21 oder Bundeswehreinsätze aktiv werden 
wollen, oftmals eine Kriminalisierung ihres Engagements.

Der Öffentlichkeit wird dies meist als Schutzmaßnahme vor 
vermeintlich gewalttätigen Eskalationen seitens der Protestie-
renden dargestellt, um den Protest zu spalten.

Für das seit 2008 bestehende breite Stuttgarter Bündnis für 
Versammlungsfreiheit ist es daher ein Anliegen auch nach 
dem Abtritt der CDU für ein fortschrittliches Versammlungs-
recht einzutreten. 

Wir stehen dafür, dass fortschrittliche Initiativen und Organi-
sationen neben ihren primären Zielen auch für das Recht auf  
Versammlungsfreiheit aktiv werden und bieten hierfür eine 
Plattform. Ohne dieses Recht, jederzeit und überall für demo-
kratische und antifaschistische Ziele eintreten zu können, 
nützt die beste Initiative nichts.

Als Bündnis stellen wir deshalb klare Forderungen an ein 
fortschrittliches Versammlungsgesetz: 

Versammlungsrecht für alle hier lebenden Menschen unab-
hängig ihrer Staatsangehörigkeit.
Kostenfreiheit (Keine Anmelde-, Wegtrage- oder Nut-
zungsgebühren).
Kreative Aktionsformen wie Flashmobs, Sitzblockaden, 
Spontandemonstrationen müssen möglich sein.
Streikposten müssen als Teil von Arbeitskämpfen gesetzlich 
geschützt werden. 
Protestkundgebungen gehören den Protestierenden.
Abfotografieren/Filmen und Abhören von Protestteilneh-
mern durch Polizeibeamte ist zu unterlassen.
Protest muss sicht- und hörbar sein. Interessen des Einzel-
handels und von Verkehrsteilnehmern dürfen keinen Anlass 
zur Einschränkung der Versammlungsfreiheit darstellen.
Keine beschränkenden Behördenauflagen wie Vorschrift 
der Transparentlänge, Einschränkung der Megaphonnut-
zung etc.

Letztlich liegt es an uns allen die bestehenden Rechte zu ver-
teidigen und auszuweiten.

Dies geschieht, indem wir aktiv an Demonstrationen und 
Kundgebungen teilnehmen und uns im Falle von Ein-
schränkungen und Kriminalisierungen mit den Betroffenen 
solidarisieren.

Als Bündnis möchten wir einen Beitrag hierzu leisten und das 
Thema Versammlungsrecht durch Öffentlichkeitsarbeit ver-
stärkt ins Bewusstsein der Allgemeinheit rücken.

Nicht nur in Baden-Württemberg, sondern auch in Bayern, 
Niedersachsen und weiteren Bundesländern wurde und wird 
das bürgerlich-demokratische Recht auf Versammlungsfrei-
heit ausgehöhlt. Aus diesem Grund haben wir uns auch mit 
Bündnissen in anderen Bundesländern vernetzt.

Grundlage unseres Bündnisses ist ein von inzwischen über 
einhundert Organisationen und Einzelpersonen beschlos-
sener und unterzeichneter Aufruf, der ebenfalls auf unserer 
Website abrufbar ist. Dieser kann noch immer unterzeichnet 
werden. Bitte dazu eine Mail schreiben an: kontakt@ver-
sammlungsrecht.info
Wir finanzieren uns ausschließlich über Spenden unserer 
Bündnispartner. 

Bündnis f. Versammlungsfreiheit
Kontonummer: 101 612 232
Bankleitzahl: 61150020 (Kreissparkasse Esslingen)

Für eine aktive Protest- und Widerstandskultur!
Ja zur Versammlungsfreiheit!
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